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Die selbstgefällige Mitte – wenn sich die 
Vernunft selbst abschafft 

„Die Mitte verliert sich selbst, wenn sie die Wirklichkeit nicht mehr 

aushalten kann.“ 

Es gehört inzwischen zur vertrauten Wirklichkeit, dass die politische 

Mitte unter Druck steht. Bedrängt von lauten Extremen, von 

populistischen Vereinfachungen, von einer Welt, die unübersichtlicher 

und konfliktreicher wird – so lautet die gängige Diagnose. Eine 

Diagnose, die vor allem eines ist: bequem. 

Denn sie verlagert die Ursachen nach außen. Und genau darin liegt 

die eigentliche Schwäche der Mitte. 

Sie übersieht eine Entwicklung, die weniger spektakulär ist – aber 

möglicherweise folgenreicher: Die Mitte verliert nicht nur an Einfluss. 

Sie entzieht sich ihm. 

Nicht aus Überzeugung, sondern aus einer Mischung aus 

Selbstgefälligkeit, Überforderung und dem wachsenden Wunsch, die 

Zumutungen politischer Realität auf Distanz zu halten. 

Die stille Veränderung der Mitte 
Die politische Mitte war lange kein Ort der Inszenierung, sondern der 

Tragfähigkeit. 

Ihre Stärke lag darin, Interessen nicht gegeneinander auszuspielen, 

sondern miteinander zu verbinden. Politik war hier kein rhetorischer 

Akt, sondern Arbeit: abwägen, korrigieren, gestalten. 

Diese Rolle hat die Mitte selbst verschoben. Schleichend – aber 

konsequent. 

Zahlenmäßig ist sie weiterhin stark, vielleicht stärker denn je. 

Doch sie tritt anders auf. Sie beteiligt sich seltener aktiv, organisiert 

sich weniger, bringt sich weniger ein. 

Stattdessen beobachtet sie. Kommentiert. Bewertet. Oft klug, oft 

differenziert – aber aus der Distanz. 
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Was sich verändert hat, ist weniger ihre Haltung als ihr Verhalten. Die 

Mitte ist nicht verschwunden.  

Aber sie hat sich in die Rolle der selbstgefälligen Beobachterin 

zurückgezogen. 

Die Abwendung von sich selbst 
Diese Entwicklung hat eine paradoxe Konsequenz: Die Mitte wendet 

sich nicht nur von der Politik ab – sondern von sich selbst. Sie verliert 

das Vertrauen in die eigene Rolle als gestaltende Kraft. 

Ein Teil zieht sich vollständig zurück: weniger Beteiligung, weniger 

Interesse, geringere Wahlbeteiligung. Ein anderer Teil reagiert anders: 

Er wendet sich den Rändern zu – nicht zwingend aus Überzeugung, 

sondern aus Frust, Ungeduld oder dem Wunsch nach klareren 

Antworten. 

Beiden Bewegungen liegt dasselbe zugrunde: die Abkehr von der 

zentralen Zumutung der Mitte. 

Denn die Mitte ist kein Ort einfacher Wahrheiten. Sie verlangt, 

Widersprüche auszuhalten, Interessen abzuwägen und Kompromisse 

nicht als Niederlage, sondern als Form politischer Realität zu 

begreifen. 

Genau diese Zumutung wird zunehmend als Überforderung 

empfunden. 

Die Flucht vor der Komplexität 
Politik ist im Kern der Versuch, widersprüchliche Erwartungen 

miteinander zu vereinbaren. Zwischen Generationen, sozialen 

Gruppen, wirtschaftlichen Interessen und Gerechtigkeits-

vorstellungen.  

Die Mitte war immer der Ort, an dem diese Komplexität akzeptiert 

wurde. 

Heute wächst das Bedürfnis nach Vereinfachung. Besonders sichtbar 

wird das an scheinbar widerspruchsfreien Forderungen, die sich bei 

näherem Hinsehen gegenseitig ausschließen. 

Ein klassisches Beispiel: der Ruf nach Bürokratieabbau. Er ist 

berechtigt – vieles ist zu komplex, zu langsam, zu ineffizient. 
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Gleichzeitig besteht der ebenso starke Wunsch nach maximaler 

Gerechtigkeit im Einzelfall, nach vollständiger Absicherung, nach 

detaillierter Regulierung, die jeden Sonderfall erfasst. 

Beides zusammen ist nicht zu haben. 

Samstags fordert der Lokalpolitiker am Wahlkampfstand weniger 

Bürokratie. 

Montags sitzt er im Bauamt und empört sich über vermeintliche 

Ungerechtigkeiten bei der Berechnung von Versickerungsflächen. 

Diese Gleichzeitigkeit ist kein Einzelfall – sie ist Symptom. 

Demokratische Mitte kann nicht gleichzeitig maximal effizient und 

maximal gerecht im Detail sein. Eine Gesellschaft, die weniger Regeln 

will, muss akzeptieren, dass nicht jeder Einzelfall perfekt erfasst wird. 

Eine Gesellschaft, die absolute Einzelfallgerechtigkeit verlangt, 

braucht komplexe Verfahren. 

Der Widerspruch ist nicht auflösbar. Er lässt sich nur aushalten – und 

durch Großzügigkeit im Miteinander ausgleichen. 

Genau diese Fähigkeit geht der Mitte zunehmend verloren. 

Das Missverständnis von Zugänglichkeit 
In diesem Kontext gewinnt eine Forderung an Popularität: Politik 

müsse „bürgernäher“ werden. Verständlicher. Zugänglicher. 

Das klingt plausibel – ist aber ambivalent. 

Oft verbirgt sich dahinter weniger der Wunsch nach besserer 

Erklärung als nach geringerer Zumutung. Politische Entscheidungen 

sind nicht schwer verständlich, weil sie schlecht erklärt werden – 

sondern weil sie reale Konflikte abbilden. 

Wer über Renten, Infrastruktur oder Haushaltsgrenzen spricht, wird 

nicht abgelehnt, weil er unklar formuliert, sondern weil er 

unangenehme Wahrheiten ausspricht. 

Auch der Ruf nach mehr Beteiligung ist oft doppeldeutig: 

Er meint nicht zwingend mehr Interesse an Zusammenhängen – 

sondern mehr Einfluss auf Entscheidungen in eigener Sache. 

So wird mangelnde Zugänglichkeit zur bequemen Verschiebung: 

Nicht die eigene Bereitschaft zur Auseinandersetzung steht zur 

Debatte, sondern die vermeintliche Unfähigkeit der Politik, 

verständlich zu sein. 
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Die Wahlergebnisse als Spiegel 
Die politischen Folgen sind längst sichtbar. Die jüngsten 

Kommunalwahlen in Hessen 2026 sowie die Landtagswahlen in 

Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz zeigen keine plötzlichen 

Brüche, sondern schleichende Verschiebungen. 

Die Mitte verliert – nicht abrupt, sondern kontinuierlich. 

Entscheidender als Stimmenverluste ist die sinkende Bindung: 

Wähler bleiben zu Hause oder orientieren sich neu. Selten aus 

Überzeugung – häufiger aus Enttäuschung, Ungeduld oder dem 

Wunsch nach einfachen Antworten mit maximalem persönlichem 

Nutzen. 

Das ist kein Zufall. Es ist Ausdruck innerer Distanzierung – und eines 

schwindenden Solidaritätsverständnisses.  

Die Mitte wird nicht verdrängt.  

Sie verlässt sich selbst. 

Das Nörgeln als Ersatz für Beteiligung 
An die Stelle aktiver Mitgestaltung tritt passive Kritik. 

Nörgeln wird zur Begleitmusik politischer Prozesse. 

Es ist folgenlos, verlangt keine Konsequenz – und vermittelt dennoch 

das Gefühl von Beteiligung. 

In dieser Struktur nähert sich die Mitte den Extremen an. Auch dort 

dominiert Kritik, auch dort werden Komplexitäten reduziert, auch dort 

wird Verantwortung ausgelagert. 

Der Unterschied liegt im Ton – nicht im Muster. 

Während die Extreme zuspitzen, kommentiert die Mitte. 

Beide vermeiden auf ihre Weise den Schritt zur tatsächlichen 

Mitgestaltung. 

Die delegierte Demokratie 
Die vielleicht folgenreichste Entwicklung ist subtil: Die Mitte beginnt, 

Demokratie zu delegieren. 

Politische Gestaltung wird zur Aufgabe „der anderen“ – der Parteien, 

Institutionen, „der Politik“. Gleichzeitig steigen die Erwartungen. 

Es entsteht ein Ungleichgewicht: sinkende Bereitschaft zur 

Verantwortung bei wachsendem Anspruch an Ergebnisse. 



 

 

5 / 6 

Politik wird zur Dienstleistung, deren Qualität man bewertet, ohne 

selbst Teil ihres Zustandekommens zu sein. 

Warum die Extreme davon profitieren 
Extreme Bewegungen füllen dieses Vakuum mit einem einfachen 

Angebot: 

Sie ersetzen Komplexität durch Klarheit, Abwägung durch 

Entscheidung, Unsicherheit durch Gewissheit. 

In einer zögernden Mitte wirkt diese Entschlossenheit attraktiv. 

Nicht wegen ihrer Inhalte – sondern wegen ihrer Sichtbarkeit. 

Politik folgt nicht nur Argumenten, sondern Dynamik. Und Dynamik 

entsteht dort, wo Handlungswille sichtbar wird. 

Extreme können alles versprechen, weil sie selten Verantwortung 

tragen müssen. Das macht ihre Forderungen scharf – und gefährlich 

wirksam. 

So verschiebt sich die politische Energie: Die Mehrheit bleibt moderat. 

Doch die Dynamik wandert. 

Die Rückkehr zur Mitte 
Die eigentliche Herausforderung liegt nicht im Umgang mit den 

Extremen. 

Sie liegt in der Selbstvergewisserung der Mitte. 

Die Mitte muss wieder werden, was sie war: ein Ort der 

Verantwortung – nicht der Beobachtung. 

Das bedeutet, die Zumutung politischer Realität anzunehmen. 

Komplexität nicht als Fehler zu sehen, sondern als Voraussetzung. 

Veränderung nicht als Bedrohung, sondern als 

Gestaltungsmöglichkeit. 

Widersprüche nicht auflösen zu wollen, wo sie strukturell sind – 

sondern sie auszuhalten und produktiv zu machen. 

Die Mitte wird nicht durch Programme gestärkt. Sondern durch 

Haltung. 

Hoffnung 
Vielleicht ist die entscheidende Frage unserer Zeit nicht, warum die 

Extreme stärker werden. 
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Sondern warum die Mitte glaubt, sie könne es sich leisten, schwächer 

zu werden. 

Demokratie lebt nicht davon, dass die Mehrheit vernünftig ist. 

Sie lebt davon, dass die Vernünftigen bereit sind, Verantwortung zu 

übernehmen – auch dann, wenn es unbequem ist, Zeit kostet, Kraft 

verlangt und persönliche Zumutungen mit sich bringt. 


